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Nachschlagewerks ja 
BGHZs nein

PatG §§ 6, h 7

H e i ß l ä u f e r d e t e k t o r

Die Ausstellung und Vorführung einer in ein fremdes Pa­
tent eingreifenden Vorrichtung auf einer allgemeinen 
"Leistungsschau"p die nicht den Charakter einer Ver­
kauf smesse hat, ist als solche in der Hegel kein pa­
tentverletzendes "Feilhalten" oder "gewerbsmäßiges 
Gebrauchen" der geschützten Vorrichtung«,
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Der Xo Zivilsenat (Patentsenat) des Bundesgerichts­
hofs hat auf die mündliche Verhandlung vom 110 Dezem­
ber 1969 unter Mitwirkung des Senatspräsidenten 
Dr0 Spreng und der Bundesrichter Dr« Löscher, Schneider, 
Trüstedt und Dr<> Bruchhausen

für Recht erkannti

Die Revision gegen das Urteil des 
60 Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
München vom 16« Februar 1967 wird auf 
Kosten der Klägerin zurückgewiesen«

Von Rechts wegen

Tatbestands

Die Klägerin ist Inhaberin des deutschen Patents 
1 154 146 (Klagepatent), betreffend eine ^Vorrichtung 
zum Feststellen der Erwärmung von Achslagerkästen11«
Sie ist ferner unter anderem Inhaberin eines entsprechen­
den französischen Patents 1 199 244« In Deutschland 
war die Patentanmeldung am 5o November 1957 - unter 
Inanspruchnahme der Priorität in den Vereinigten Staa­
ten von Amerika vom 6. November 1956 - eingereicht 
und am 12« September 1963 bekanntgemacht worden; die 
deutsche Patentschrift wurde am 26« März 1964 ausge­
geben „ Der Anspruch 1 des deutschen Patents lautet s

111« Vorrichtung zum Feststellen der Er­wärmung von Achslagerkästen mit einem 
wärmeempfindlichon elektrischen Meß­
element, das beim Auftreffen von Wär­
mestrahlung ein elektrisches Melde-
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kennzeichen erzeugt, und mit einem 
optischen System, die längsseits 
einer Schiene eines Gleises gelagert 
sind und beim Vorbeifahren eines 
Schienenfahrzeuges auf die Strahlungs­
energie einer Fläche ansprechen, deren 
Temperatur sich mit der eines benach­
barten Achslagers ändert, dadurch_ge- 
kennzeichnet, daß das optische"System (A4) zum"ÄbbI1den der Wärmestrahlung auf das 
wärmeempfindliche Element (43) längs 
einer nach oben und gegen die Untersei­
ten der Wagen geneigten Achse (16) 
ausgebildet ist, die die Ebene vorbei­
laufender Wagenachsen etwa senkrecht 
zu den Achsen schneidet

Die Beklagte befaßt sich in Frankreich mit der 
Herstellung und dem Vertrieb von Heißläuferdetektoren 
der im Oberbegriff des Klagepatents (Anspruch 1) be- 
zeichneten Art, die nach Ansicht der Klägerin auch 
den übrigen Merkmalen des Klagepatents (Anspruch l) 
entsprechen und unter den Schutzbereich sowohl des 
deutschen Klagepatents wie auch des französischen 
Patents fallen sollen* Die Klägerin hat die Beklag­
te unter anderem mit Schreiben vom 10* März 1965 
auf Grund ihres französischen Patents - erfolglos - 
verwarnt und dabei auch auf das entsprechende deut­
sche Schutzrecht (Klagepatent) hingewiesen*

ln der Zeit vom 25« Juni bis zum 3o Oktober 1965 
fand in München die HErste Weltausstellung des Ver­
kehrs” (IVA) statt* Auf dieser Ausstellung unterhielt 
auch die französische Staats ei senbalm Socifetfc Nationale 
des Chemins de Fer Francais (SNCF) einen Ausstellungs­
stand, auf dem unter vielen anderen Dingen auch eine 
von der Beklagten an die SNCF gelieferte Heißläufer­
detektoranlage ausgestellt und in ihrer Wirkungsweise



erläutert v;ur de „ Der Detektor und das dazugehörige An­
zeigegerät v/aren mit einem Typenschild versehen, auf 
dem Nemo und Anschrift der Beklagten als Herstellerfir­
ma verzeichnet waren* In dem vom Verein Verkehrsaus- 
stollung München 1965 e*V* horausgegebenen "Offiziellen 
Katalog" v/ar im "Teilnehmer-Verzeichnis" (So 224) die 
SNCF als Ausstellerin aufgeführt$ unter ihrer Rubrik 
v/aren mit dem Zusatzvermerk "vertreten v/erden %" ferner 
sieben Firmen, unter ihnen auch die Beklagte, mit An­
schriftsangabe aber ohne Bezeichnung konkreter Aus­
stellungsobjekte genannte In dem von der SNCF auf der 
Ausstellung vorteilten "Merkblatt und Ausstellungsführer" 
v/urde - ohne Nennung der Herstellerfirmen - auf die 
verschiedenen ausgestellten Gegenstände, darunter auch 
auf den von der Beklagten stammenden Heißläuferdetek­
tor hingewiesen*

Die Klägerin sieht in der Ausstellung und Vorführung 
des Heißlauf erdet ektors auf dem Stand der SNCF eine von 
der Beklagten zu vertretende Verletzung des Klagepatents 
durch gewerbsmäßiges Foilhalten und Gebrauchen; zumin­
dest ist ihrer Ansicht nach die Gefahr zukünftiger Pa- 
tcntvorletzungen begründete Im einzelnen hat sie dazu 
unter anderem vorgetragen; Die IVA sei für alle Fach­
leute von höchstem Interesse gewesen* Wenn es sich auch 
nicht tun eine eigentliche Verkaufsausstellung gehandelt 
habe, so habe doch der Werbeeffekt für die Aussteller 
im Vordergrund gestanden* Um diesen Erfolg zu erreichen, 
habe es für die Beklagte genügt, daß ihr Gerät ausge­
stellt, vorgeführt und erläutert und daß sie - die Be­
klagte - als Herstellerin kenntlich gemacht wurde* Die 
Beklagte habe deshalb die Ausstellung ihres Gerätes 
durch die SNCF auch "lanciert"; vor Beginn der IVA
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hätten intensive Kontakte zv/isehen der Beklagten 
und der SNCF stattgefunden, um zu erreichen«, daß 
das Gerät der Beklagten ausgestellt und ihr da­
durch zu einem Werbe- und Verkaufserfolg verhelfen würde; 
auch habe die Beklagte die SNCF zur Ausstellung 
ihres Gerätes untor Verwendung des Namens der 
Beklagten und Anzeige eines "Vertretungs "-Verhält­
nisses ermächtigte Wenn am Stand der SNCF keine 
Verkaufsgespräche stattgefunden hätten, so sei dies 
darauf zurückzuführen, daß die Klägerin bereits am 
ersten Ausstellungstag wegen der in der Ausstellung 
des Geräts der Beklagten liegenden Verletzung des 
Klagepatents vorstellig geworden sei; im übrigen 
seien Verkaufsgespräche am Ausstellungsstand zur 
Erreichung des erstrebten geschäftlichen Erfolges 
weder erforderlich noch übliche

Die Klägerin hat im ersten Rechtszug beantragt.

Io der Beklagten zu verbieten,
im Gebiet der Bundesrepublik Deutsch­
land und Westberlins

Vorrichtungen zum Feststeilen der 
Erwärmung von Achslagorkästen mit 
einem wärmeempfindlichen elektri­
schen Meßelement, das beim Auftref­
fen von Wärmestrahlung ein elektri­
sches Meldekennzeichon erzeugt, und 
mit einem optischen System, die längs­
seits einer Schiene eines Gleises 
gelagert sind und beim Vorbeifahren 
eines Schienenfahrzeuges auf die 
Strahlungsenergie einer Fläche an- 
sprechen, deren Temperatur sich mit 
der eines benachbarten Achslagers 
ändert,

feilzuhalten oder in Verkehr zu bringen, 
wenn diese Vorrichtungen folgende Merkmals-



-  6 -

kombination aufweisen;
a) das optische System zum Abbilden 

der Wärmestrahlung auf das wärmeemp­
findliche Element ist längs einer 
nach oben und gegen die Unterseite 
der Wagen geneigten Achse ausgebildet,

b) die Achse des optischen Systems schnei­
det die Ebene vorbeilaufender Wagen­
achsen in einem Winkel von etwa 70
bis 80u zu den Wagenachsen, derge­
stalt, daß beim Meßvorgang die Seiten­
flächen des Achslagerkastens, nicht 
aber die Bremsklötze des Wagenrades 
abgetastet werden;

IIo die Beklagte zu verurteilen, der Klägerin 
über den Umfang der unter Ziffer I bezeich­
net en Verletzungshandlungen seit dem 
25o Juni 1965 Rechnung 2u legen;

IIIo festzustellen, daß die Beklagte verpflich­tet ist, der Klägerin allen Schaden zu er­
setzen, der ihr durch die unter Ziffer I 
und II bezeichneten Handlungen seit dem 
25o Juni 1965 entstanden ist und noch ent­
stehen wirdo

Die Beklagte hat in erster Linie entgegnet, sie 
habe hinsichtlich des in Streit stehenden Heißläufer­
detektors in Deutschland keine Handlungen der in 
§ 6 PatG bezeichneten Art vorgenommen, das Gerät sei 
auch nicht auf der IVA durch sie selbst oder durch 
die SNCF "feilgehalten" worden« Auf der Ausstellung 
sei keinerlei Werbung für sie oder ihr Gerät betrie­
ben worden; es seien weder Werbebroschüren verteilt 
noch der Name der Beklagten "herausgestellt" worden« 
Sie habe sich weder an dem Aufbau des Standes der SNCF 
noch an den Kosten beteiligt und sei auch nicht durch 
Angestellte oder Beauftragte am Ausstellungsstand ver­
treten gewesen« Das Ausstellungspersonal der SNCF sei



weder befugt noch in der Lago gewesen, Informationen 
über technische Ausführungseinzelheiten, Lieferzei­
ten, Preise oder andere für Verkaufsgespräche wesent­
liche Umstände zu erteilen.

Die Beklagte behauptet ferner? Sie habe ledig­
lich '•privat“ Kenntnis von dem Plan der StlCF erhalten, 
das in Streit stehende Gerät auszustellen und habe 
weder eine Veranlassung noch eine rechtliche Möglich­
keit gehabt, diesen Plan zu verhindern. Von der Ein­
tragung im Ausstellungskatalog ("Vertreten werden; ...o" 
habe sie erst im vorliegenden Prozeß erfahren; die 
Angabe sei lediglich durch ein sprachliches Mißverständ­
nis der SNCF zustandegekommen.

Nur "höchst vorsorglich" hat die Beklagte sich 
ferner darauf berufen, daß nach ihrer Ansicht das 
in Streit stehende Gerät auch nicht unter den Gegen­
stand des Klagepatents falle. In der mündlichen Ver­
handlung vor dem Landgericht am 1, Februar 1966 hat 
sie auf Befragen erklärt, sie sei nicht bereit, den 
Prozeß nach seinem technischen Inhalt vor dem ange­
rufenen Gericht zur Entscheidung zu bringen, da sie 
sich nicht berühme, Vorrichtungen der in Stroit stehen­
den Art in Deutschland herzustellen, feilzuhalten, 
in Verkehr zu bringen oder zu benutzen; sie lehne es 
jedoch ab, eine entsprechende Unterlassungsverpflich­
tung zu übernehmen.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen.
4B

In der Berufungsinstanz hat die Klägerin nur noch 
den Klageantrag zu I (Unterlassung) gestellt. Das Ober­
landesgericht hat ihre Berufung zurückgewi esen.
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Mit der Revision verfolgt die Klägerin den Un­
torlas sungsenspruch gemäß dem Klageantrag zu I wei­
ter o Die Beklagte beantragt* die Revision zurückzu­
weisen 0

Ent scheidungsgründe s

Ob die Heißläuferdetektoranlage* die die SNCP 
ehedem in Frankreich von der Beklagten erworben hatte 
und dann im Jahre 1965 auf der "Ersten Weltausstellung 
des VerkehrsI, 11 (IVA) in München ausgestellt hat* unter 
den sachlichen Schutzbereich des deutschen Patents 
1 154 146 der Klägerin fiel* kann ebenso wie in den 
Vorinstanzen unerörtert bleiben«, Selbst wenn das der 
Fall gewesen sein sollte* muß der von der Klägerin 
jetzt allein noch verfolgte Unterlassungsanspruch ge­
gen die Beklagte schon aus anderen Gründen scheitern.
Denn entgegen den Angriffen der Revision ist den Vor­
instanzen jedenfalls im Ergebnis darin zuzustimmen* 
daß weder eine im räumlichen Geltungsbereich des Kla­
gepatents von der Beklagten vorgenommene Verletzungs­
handlung vorliegt* die die Besorgnis rechtfertigen wür­
de* daß sie wiederholt werden könnte (sog, Wiederholungs­
gefahr) noch daß sonstige Umstände vorliegen* die 
die Besorgnis künftiger Verletzungshandlungen der Be­
klagten im räumlichen Geltungsbereich des Klagepatents 
rechtfertigen würden (sog, Begehungs- oder Beeinträch­
tigungsgefahr) o

I, Unter dem Gesichtspunkt der Wiederholungsgefahr 
könnte der Unterlassungsanspruch der Klägerin nur dann
begründet sein (vgl, Reimer* PatG 3o Aufl, § 47 Rdn, 3; 
Benkard, PatG 5« Aufl, § 47 Rdn, 19? 21)* wenn die Be-



- 9 -

klagte mindestens ein Mal im räumlichen Geltungsbereich 
des Klagepatents die durch das Klagepatent geschützte 
Erfindung “den Vorschriften der §§ 6, 7 und 8 zuwider“ 
benutzt hätte (§47 Abs» 1 PatG), doh„ wenn sie min­
destens ein Mal im räumlichen Geltungsbereich des Kla­
gepatents eine der (viererlei) Benutzungshandlungen 
vorgenommen hätte, zu denen nach § 6 Satz 1 PatG al­
lein der Patentinhaber befugt ist (BGH GRUR 1957? 208,
211 "Grubenstempel"; GRUR 1964, 491? 493 "Chloramphenicol" 
Benkard aaO § 47 Rdn« 5? § 6 Rdn0 21 m»WoNachw»; vgl» 
auch Reimer aaO § 6 Rdn» 84) » Von den vier Benutzungs­
formen des § 6 Satz 1 PatG käme hier nach Lage der 
Sache in erster Linie ein "Peilhaiten", allenfalls 
noch ein "gewerbsmäßiges Gebrauchen" in Betracht, bei­
des begangen durch die Ausstellung und Vorführung 
einer ehedem in Frankreich von der Beklagten herge­
stellten Heißläuferdetektoranlage auf dem Ausstellungs­
stand der SNCP während der IVA» Durch diese Ausstellung 
und Vorführung ist jedoch der gesetzliche Tatbestand 
dos Peilhaltens oder der des gewerbsmäßigen Gebrauchens 
im Sinne von § 47 Abs» 1 ioV»mo § 6 Satz 1 PatG nicht 
verwirklicht worden»

1» Wie das Berufungsgericht als eine offenkundige 
Tatsache im Sinne des § 291 ZPO feststellt und die Re­
vision auch nicht bestreitet, hatte die in der Zeit 
vom 25« Juni bis zum 3« Oktober 1963 in München ab­
gehaltene "Erste Weltausstellung des Verkehrs" nicht 
den Charakter einer Verkaufsmesse, sondern den einer 
allgemeinen Leistungsschau, die den Fachkreisen und 
einer breiten Öffentlichkeit einen Überblick über den 
internationalen Stand auf dem Gebiete des Verkehrs 
geben sollte» Bei einer derartigen "Leistungsschau" 
ist im allgemeinen davon auszugehen, daß die dort ge-
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zeigten Gegenstände nicht im Sinne des § 6 Satz 1 PatG 
“feilgehalten“ oder “gewerbsmäßig gebraucht“ werden«
Zwar werden, wie die Revision insoweit zutreffend be­
merkt ? die auf einer Leistungsschau gezeigten Gegen­
stände ebenso wie die z0B0 in einem Museum ausgestell­
ten Gegenstände dadurch im Sinne des § 2 Satz 1 PatG 
“offenkundig benutzt” (BGH GRUR 1956, 208, 209 
“Klöppelhandschuh"; GRUR 1962, 86, 88 “Fischereifahr­
zeug”), jedoch geht der Begriff der “Benutzung” im 
Sinne des § 2 Satz 1 PatG über den hier allein in­
teressierenden Begriff der “Benutzung“ im Sinne von 
§ 47 Abs« 1 i*Voiiu § 6 Satz 1 PatG hinaus, der - wie 
bereits gesagt - eine Benutzung durch eine der vier 
Benutzungsformen des § 6 Satz 1 PatG erfordert« Na­
türlich können auch auf einer "Leistungsschau” ge­
zeigte Gegenstände im Sinne des § 6 Satz 1 PatG “feil­
gehalten“ oder “gewerbsmäßig gebraucht“ (oder sogar 
“in Verkehr gebracht“) werden« Das ist aber, wie bereits 
das Landgericht zutreffend bemerkt hat, eine Frage des 
Einzolfalls und jeweils für das betreffende ausstellen­
de Unternehmen und den betreffenden ausgestellten Ge­
genstand besonders festzustellen« Daß auch eine bloße 
“Leistungsschau" ganz allgemein eine starke “Werbewirkung" 
für die ausstellenden Unternehmen zu entfalten und 
einen Bedarf an den von ihnen ausgestellten Gegenständen 
zu wecken vermag, reicht entgegen der Meinung der Re­
vision nicht aus, um in der Ausstellung patentgeschützter 
Gegenstände auf einer Leistungsschau schlechthin eine 
rechtswidrige Benutzung im Sinne des § 47 Abs« 1 PatG 
zu erblicken«

2« Unter einem "Feilhalten“ im Sinne von § 6 Satz 1 PatG 
ist nicht nur ein “zum Verkauf halten“ zu verstehen, son­
dern auch ein “Feilbieten", d.h« ein “zum Verkauf (oder
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Kauf) anbieten« (BGH GRUR I960, 423, 425 »ICreuz- 
bodenventilsäcke I«), oder - allgemeiner ausge­
drückt - «das Ausbieten eines Gegenstandes derart, 
daß Reflektanten Gebote auf Überlassung, zoB 0 auf 
den Abschluß eines Kauf-, Mi et- oder Pachtvertrags, 
abgeben können« (so Reimer aaO § 6 Rdn„ 76 m 0w0NachWo) 
bezv/o «eine Handlung, durch die (der betreffende Ge­
genstand) in äußerlich wahrnehmbarer Weise anderen 
Personen zum Erwerb der Verfügungsgewalt darüber, 
zum Eigentumserwerb oder zur Benutzung, angeboten 
oder bereitgestellt wird« (so Benkard aaO § 6 Rdn0 39? 
ebenfalls moWoNachWo, insbesondere BGH X 2R 42/66 
vom 28o Mai 1968 » GRUR 1969, 35, 36 »Europareise«).

a) Von diesem Begriff des »Feilhaltens» sind er­
sichtlich auch das Landgericht und das Oberlandesgericht 
im vorliegenden Fall ausgegangen«, Entgegen der Meinung 
der Revision besteht kein Anlaß zu der Annahme, das 
Berufungsgericht könnte irrigerweise geglaubt haben, 
ein Zeigen ausländischer Geräte auf einer internatio­
nalen Ausstellung im Patentgebiet könne kein »Feilhol- 
ten» im Patentgebiet sein«, Wenn ferner das Berufungs­
gericht (BU So 13) anläßlich seiner Auseinandersetzung 
mit der Auffassung von Tetzner (PatG 20 Aufl«, § 6 
Anm0 13) ausgoführt hat, um ein «Feilhalten» in einer 
Ausstellung annehmen zu können, müsse mit der Aus­
stellung »eine unmittelbare LieferbereitSchaft» ver­
bunden sein, so hat es sich dabei ersichtlich im Be­
streben nach Kürze nur mißverständlich ausgedrückt; 
was das Berufungsgericht gemeint hat, ergibt sich 
daraus, daß es als Beleg für seinen^Satz die - bereits 
erwähnte - Entscheidung BGH GRUR I960, 423, 425 »Krouz- 
bodenventilsacke I» anführt, wo es - ausführlicher -



12 -

heißt, ein "Feilhalten’1 liege auch schon in dem An- 
bieten "der alsbaldigen Herstellung und Lieferung 
einer Maschine durch_den hierauf eingerichteten Be­
trieb des Anbietenden"o

b) In tatsächlicher Hinsicht hat das Berufungs­
gericht, teilweise durch Bezugnahme auf das Urteil 
des Landgerichts, festgestellts Nicht die Beklagte, 
sondern nur die SNCF sei als Ausstellerin der von 
der Klägerin beanstandeten Heißläuferdetektoranlago 
auf getreten» Der Vermerk "Vertreten werden »,»»" 
im Teilnehmer-Verzeichnis sei nicht im rechtlichen 
und wirtschaftlichen Sinne, also nicht in dem Sinne 
zu verstehen gewesen, daß die SNCF alle sieben dort 
auf geführten Unternehmen im Juristischen und kauf­
männischen Sinne vertreten hätte» Es sei auch weder 
ein Angestellter der Beklagten am Stand der SNCF 
gewesen noch hätten dort Verkaufsgespräche oder sonstige 
geschäftliche Gespräche in Bezug auf die streitige 
Anlage stattgefunden» Allein aus der Tatsache, daß 
die Anlage ausgestellt und Interessenten auf Ver­
langen vorgeführt und erläutert worden sei, lasse sich 
noch nicht ein auf einen merkantilen Zweck gerichte­
ter Wille herleiten, noch würde oin solcher Wille, 
falls er vorhanden gewesen wäre, gegenüber Dritten 
allein durch das Ausstellen nach außen in Ei'scheinung 
getreten sein» Selbst wenn die IVA insgesamt "auch" 
merkantile Zwecke verfolgt haben sollte, so ließe sich 
daraus nicht der Schluß rechtfertigen, daß gerade auch 
die SNCF als die Ausstellerin der streitigen Anlage, 
sei es für sich selbst, sei es für die Beklagte han­
delnd, merkantile Zwecke bei der Ausstellung verfolgt 
hätte; und selbst wenn sich, wie die Klägerin behaupte,
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die Beklagte aber bestreite, Persönlichkeiten 
der Deutschen Bundesbahn auf Grund ihres am Stand 
der SNCF gewonnenen Eindrucks hernach unmittelbar 
an die Beklagte gewandt haben sollten, so spreche 
das gerade dafür, daß die SNCF selbst zu "Verkaufs- 
gesprächen" eben weder bereit noch in der Lage ge­
wesen seio

c) Diese tatsächlichen Feststellungen und Er­
wägungen der Vorinstanzen tragen das von ihnen daraus 
hergeleitete Ergebnis, daß die SNCF den streitigen 
Heißläuferdetektor durch seine Ausstellung auf der 
IVA weder für sich noch für die Beklagte im Sinne 
des § 6 Satz 1 PatG "feilgehalten" hat« Fehlt es da­
mit aber schon am objektiven Tatbestand eines Feil­
haltens der streitigen Anlage auf der IVA, so kommt 
es entgegen der Meinung der Revision jedenfalls in 
diesem Zusammenhang nicht mehr darauf an, ob und mit 
welcher Intensität die Beklagte darauf hingewirkt hat, 
daß eine von ihr stammende Heißläuferdetektoranlage 
auf dem Ausstellungsstand der SNCF gezeigt werde»

3 o Durch die Ausstellung und Vorführung auf dem 
Stand der SNCF ist die streitige Anlage auch nicht 
im Sinne von § 6 Satz 1 PatG "gewerbsmäßig gebraucht" 
worden» Die bloße Ausstellung einer Vorrichtung auf 
einer "Leistungsschau" in dem oben bei I 1 erörterten 
Sinne einschließlich einer zur Erläuterung ihrer Wir­
kungsweise erfolgenden "Vorführung" ist als solche 
ebensowenig als ein "gewerbsmäßiges Gebrauchen" zu 
beurteilen v/ie etwa eine Schaustellung zu Lehr zwecken 
oder zu wissenschaftlichen Zwecken (Pietzcker, PatG 
- 1929 - § 4 Anm» 7; Tetzner aaO § 6 Anm, 17) oder die
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Besprechung eines Patents in einer Fachzeitschrift 
(Benkard aaO § 6 Rdn. 20 unter Hinweis auf OLG Düssel­
dorf GRUR 1963? 789 80)» Zu einem "gewerbsmäßigen Ge­
brauchen” im Sinne von § 6 Satz 1 PatG wird eine sol­
che Ausstellung und Vorführung auf einer "Leistungs­
schau” erst, v/enn der Aussteller damit zugleich merkan­
tile Zwecke verfolgt (vgl» auch Benkard aaO § 6 Rdn0 4l 
So 390 unter Hinweis auf RGZ 77? 248 , 249? sowie Reimer 
aaO § 6 Rdn0 67 unter Hinweis auf RGZ 146, 26, 27). Daß 
hier die SNCF mit der Ausstellung und Vorführung der 
streitigen Heißläuferdetektoranlage auf der IVA merkan­
tile Zwecke verfolgt hätte, sei es für sich selbst, 
sei es für die Beklagte, haben jedoch Landgericht und 
Oberlandesgericht, wie oben bei I 2 b dargelegt, bereits 
in Bezug auf das Tatbestandsmerkmal des "Feilhaltens" 
ohne Rechtsirrtum verneint, und sie haben das in Bezug 
auf das Tatbestandsmerkmal des "gewerbsmäßigen Ge­
brauchens ” mit im wesentlichen gleichen Erwägungen noch- 
-mals ausdrücklich wiederholt»

II. Unter dem Gesichtspunkt der Begehungsgefahr 
könnte der Unterlassungsanspruch der Klägerin dann be­
gründet sein, wenn zwar noch kein Patenteingriff der 
Beklagten erfolgt ist, wenn aber konkrete Tatsachen vor­
lägen, aus denen sich greifbar ergäbe, daß ein Eingriff 
der Beklagten in das Klagepatent, und zwar in seinem 
räumlichen Geltungsbereich, drohend bevorsteht (Reimer 
aaO § 47 Rdn. 3; Benkard aaO § 47 Rdn. 20, - je m.w» 
Nachwo). Das ist jedoch, wie bereits das Landgericht 
und das Oberlandesgericht im Ergebnis zutreffend ausge­
führt haben, nicht der Falls
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a) Mit Recht hat das Landgericht darauf hinge­
wiesen,, daß die Beklagte (zur Begründung* warum sie 
den Prozeß nicht in seinem technischen Gehalt durch 
das von der Klägerin angerufene deutsche Gericht 
entscheiden lassen wolle) ausdrücklich erklärt hat* 
sie berühme sich nicht* "in Deutschland" eine Heiß­
läuferdetektoranlage der auf der IVA 1965 ausgestell­
ten Art "herzustellen* feilzuhalten* in Verkehr zu 
bringen oder zu benutzen"« Zwar vermag eine solche 
formlose Erklärung im allgemeinen eine bereits ge­
gebene Wiederholungsgefahr nicht zu beseitigen (Benkord 
aaO § 47 Rdn« 22); jedoch kann umgekehrt* wie das Be­
rufungsgericht zutreffend ausgeführt hat, eine nicht 
aus anderen Umständen herzuleitende Begohungsgefahr 
hier nicht etwa schon deshalb als gegeben angesehen 
werden* weil die Beklagte sich auf eine solche form­
lose Erklärung beschränkt* die Abgabe einer förmlichen 
Unterlassungsverpflichtung abgelehnt und statt dessen 
die Abweisung der Klage mangels Wiederholungs- oder 
Begehungsgefahr beantragt hat (vgl« dazu auch Reimer 
aaO § 47 Rdn« 7)»

b) Das Berufungsgericht hat ferner darauf hin­
gewiesen* daß die Beklagte unstreitig bisher noch 
keine Anläße der auf der IVA ausgestellten Art an 
einen Abnehmer in Deutschland geliefert habe* und 
daß von der Klägerin auch nicht dargelegt worden sei* 
daß nunmehr eine Lieferung nach Deutschland* etwa
an die Deutsche Bundesbahn* drohend bevor st ehe« Die 
Revision der Klägerin hat gegen diese Ausführungen 
des Berufungsgerichts keine besonderen Rügen erhoben«
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c) Entgegen der Meinung der Revision läßt sich 
eine Begehungsgefahr in dem oben genannten Sinne schließ­
lich aber auch nicht aus dem "Gesamtverhalten" der Be­
klagten , nämlich daraus herleiten, daß die Beklagte 
trotz der aus dem französischen Patent, aber unter 
Hinweis auch auf das deutsche Patent der Klägerin er­
folgten Verwarnung vom 10 » März 1965 schon alsbald 
“ganz massiv“, wie die Klägerin behauptet, darauf hin­
gewirkt habe, daß eine von ihr hergestellte, die Paten­
te der Klägerin verletzende Heißläuferdetektoranlage 
von der SNCP auf der IVA 1965 ausgestellt werde und sie, 
die Beklagte, sich damit die weltweite Bedeutung der IVA 
zunutze machen könnte, um mit ihrer Anlage zu Lasten 
der Klägerin ins Geschäft zu kommen» Selbst wenn die 
Beklagte mit der Ausstellung einer von ihr stammenden 
Anlage auf der IVA solche Zwecke verfolgt haben sollte, 
so ist die Ausstellung auf der IVA, wie oben bei I 2 und 3 
dargelegt, eben doch noch kein patentverletzendes "Foil- 
halten" oder "gewerbsmäßiges Gebrauchen" im räumlichen 
Geltungsbereich des Klagepatents, sondern allenfalls mit 
einer allgemeinen "Werbewirkung" zugunsten der Beklagten 
in dem oben bei I 1 erörterten Sinne verbunden gewesen»
Daß sich diese Werbewirkung speziell an potentielle Ab­
nehmer in Deutschland gerichtet hätte oder hätte richten 
sollen, dafür besteht kein Anhalt» Auch aus der mit der 
Ausstellung auf der IVA etwa verbundenen allgemeinen 
Werbewirkung allein kann daher in Ermangelung sonstiger 
dabei in Betracht zu ziehender Umstände nicht die Be­
sorgnis hergeleitet werden, daß eine patentverletzende 
Handlung der Beklagten im räumlichen Geltungsbereich des 
Klagepatents drohend bevorstünde»
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III«, Nach alledem konnte die Revision der Klä­
gerin keinen Erfolg haben» Sie war daher mit der 
Kostenfolge aus § 97 ZPO als unbegründet zurückzu­
weisen»

Spreng Löscher Schneider

Trüstedt Bruchhausen
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